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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft (19. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes über befristete Arbeitsverträge mit wissenschaftlichem 
Personal an Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
— Drucksache 10/2283 — 


A. Problem 

Hochschulen und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen 
beschäftigen einen erheblichen Teil ihres wissenschaftlichen 
Personals auf der Grundlage befristeter Arbeitsverträge; für 
dieses Personal gelten Sonderregelungen zum Bundesange- 
stelltentarif. In den letzten Jahren wird in Stellungnahmen 
der Hochschul- und Wissenschaftsorganisationen zunehmend 
eine Änderung der rechtlichen Bedingungen in diesem Be- 
reich, d. h. eine Absicherung und Erweiterung der Möglichkei- 
ten der befristeten Beschäftigung verlangt. 

Begründet wird diese Forderung damit, daß das für die Befri- 
stung von Arbeitsplätzen geltende Recht, das durch die Recht- 
sprechung der Arbeitsgerichte weiterentwickelt wurde, den 
spezifischen Belangen von Wissenschaft und Forschung nicht 
hinreichend Rechnung trage. Daher sei eine Neuregelung er- 
forderlich, die die unentbehrliche personelle Erneuerungsfä- 
higkeit sichere, die Heranbildung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses fördere, vor allem auch die Chancen nachwach- 
sender Altersgruppen wahre und der wachsenden Bedeutung 
der mit Mitteln Dritter finanzierten Forschung gerecht wer- 
de. 

Eine tarifliche Vereinbarung wurde in den Jahren 1979 sowie 
1982 bis 1984 gesucht, konnte jedoch nicht erreicht werden. 
Die Bundesregierung hat daraufhin — auch auf Grund eines 
Beschlusses des Deutschen Bundestages — einen Gesetzent- 
wurf zur Regelung der aufgeworfenen Fragen vorgelegt. 


B. Lösung 

Der vom Ausschuß mit Mehrheit (CDU/CSU, FDP) beschlos- 
sene Gesetzentwurf sieht für den Abschluß von Zeitverträgen 
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mit wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeitern, ärzt- 
lichem Personal und Lektoren an Hochschulen und For- 
schungseinrichtungen zusätzlich zu den nach geltendem 
Recht bestehenden Möglichkeiten eine Reihe von neuen Tat- 
beständen vor. Arbeitsverträge, die auf diesen Tatbeständen 
beruhen, werden in ihrer Dauer bestimmten Obergrenzen un- 
terworfen; damit wird bewirkt, daß die Stellen für wissen- 
schaftliches Personal in absehbaren Zeiträumen zu erneuter 
Besetzung verfügbar sind. Auch wird vorgesehen, daß einige 
der neuen Vertragstypen nur innerhalb einer bestimmten 
Zeitspanne nach Abschluß der Ausbildung des Mitarbeiters 
abgeschlossen werden sollen. Für den besonders wichtigen 
Bereich der Drittmittelforschung sieht der Entwurf eine Kün- 
digungsmöglichkeit bei Wegfall der Drittmittel vor. Dies er- 
laubt es andererseits, die Befristung des Vertrags an der vor- 
aussichtlichen Dauer des Forschungsvorhabens zu orientie- 
ren und nicht auf die meist nur einjährige Bewilligungsdauer 
abzustellen. 


C. Alternativen 

Die Minderheit (SPD, die GRÜNEN) lehnt den Gesetzentwurf 
ab, da er nach ihrer Auffassung einen schwerwiegenden Ein- 
griff in die durch Artikel 9 Abs. 3 GG geschützte Tarifautono- 
mie darstellt. Sie sieht in den geltenden Regelungen und ihrer 
arbeitsgerichtlichen Ausformung das geeignete Instrument 
zur Lösung auftretender Probleme. Nicht hinreichend geklärt 
ist nach Auffassung der Minderheit auch die Frage, ob der 
Entwurf von der Gesetzgebungskompetenz des Bundes ge- 
deckt ist. 


D. Kosten 

Für Bund und Länder sind durch die Ausführung des Ent- 
wurfs keine zusätzlichen Kosten zu erwarten. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 10/2283 — in der nach- 
stehenden Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 15. März 1985 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Vogelsang Frau Dr. Wisniewski Vogelsang 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über befristete Arbeitsverträge mit wissenschaftiichem 
Personai an Hochschuien und Forschungseinrichtungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Änderung des Hochschulrahmengesetzes 

Das Hochschulrahmengesetz vom 26. Januar 1976 
(BGBl. I S. 185), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
28. März 1985 (BGBl. I S. 605), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. Nach § 57 wird eingefügt: 

„§ 57 a 

Befristung von Arbeitsverträgen 

Für den Abschluß von Arbeitsverträgen für 
eine bestimmte Zeit (befristete Arbeitsverträge) 
mit wissenschaftlichen und künstlerischen Mit- 
arbeitern (§ 53), Personal mit ärztlichen Aufga- 
ben (§ 54) und Lehrkräften für besondere Aufga- 
ben (§ 56) sowie mit wissenschaftlichen Hilfs- 
kräften gelten die §§ 57 b bis 57 f . Die arbeits- 
rechtlichen Vorschriften und Grundsätze über 
befristete Arbeitsverträge sind nur insoweit an- 
zuwenden, als sie den Vorschriften dieses Geset- 
zes nicht widersprechen. 

§57b 

Sachlicher Grund für die Befristung 

(1) Der Abschluß befristeter Arbeitsverträge 
mit dem in § 57 a Satz 1 genannten Personal ist 
zulässig, wenn die Befristung durch einen sach- 
lichen Grund gerechtfertigt ist, es sei denn, es 
bedarf nach den allgemeinen arbeitsrechtlichen 
Vorschriften und Grundsätzen keines sachli- 
chen Grundes. 

(2) Sachliche Gründe, die die Befristung eines 
Arbeitsvertrags mit einem wissenschaftlichen 
oder künstlerischen Mitarbeiter nach § 53 sowie 
mit Personal mit ärztlichen Aufgaben nach § 54 
rechtfertigen, liegen auch vor, wenn 

1. die Beschäftigung des Mitarbeiters mit 
Dienstleistungen nach § 53 Abs. 1 öder nach 
§ 53 Abs. 3 in Verbindung mit § 53 Abs. 1 auch 
seiner Weiterbildung als wissenschaftlicher 
oder künstlerischer Nachwuchs oder seiner 
beruflichen Aus-, Fort- oder Weiterbildung 
dient, 

2. der Mitarbeiter aus Haushaltsmitteln vergü- 
tet wird, die haushaltsrechtlich für eine befri- 


stete Beschäftigung bestimmt sind, und er 
entsprechend beschäftigt wird, 

3. der Mitarbeiter besondere Kenntnisse und 
Erfahrungen in der Forschungsarbeit oder in 
der künstlerischen Betätigung erwerben oder 
vorübergehend in sie einbringen soll, 

4. der Mitarbeiter überwiegend aus Mitteln 
Dritter vergütet und der Zweckbestimmung 
dieser Mittel entsprechend beschäftigt wird 
oder 

5. der Mitarbeiter erstmals als wissenschaftli- 
cher oder künstlerischer Mitarbeiter einge- 
stellt wird. 

(3) Ein sachlicher Grund, der die Befristung 
eines Arbeitsvertrages mit einer fremdsprachli- 
chen Lehrkraft für besondere Aufgaben recht- 
fertigt, liegt auch vor, wenn ihre Beschäftigung 
überwiegend für die Ausbildung in Fremdspra- 
chen erfolgt (Lektor). 

(4) Für die Befristung eines Arbeitsvertrages 
mit einer wissenschaftlichen Hilfskraft gilt Ab- 
satz 2 Nr. 1, 2 und 4 entsprechend. 

(5) Der Grund für die Befristung nach Ab- 
satz 2 bis 4 ist im Arbeitsvertrag anzugeben; ist 
der Grund nicht angegeben, kann die Rechtferti- 
gung der Befristung nicht auf die Absätze 2 bis 4 
gestützt werden. 

(6) Der erstmalige Abschluß eines befristeten 
Arbeitsvertrages für die Beschäftigung als wis- 
senschaftlicher oder künstlerischer Nachwuchs 
oder zur beruflichen Ausbildung nach Absatz 2 
Nr. 1 oder für die Beschäftigung nach Absatz 2 
Nr. 5 soll nicht später als vier Jahre nach der 
letzten Hochschulprüfung oder Staatsprüfung 
des wissenschaftlichen oder künstlerischen Mit- 
arbeiters erfolgen. 

§ 57c 

Dauer der Befristung 

(1) Die Dauer der Befristung des Arbeitsver- 
trages bestimmt sich in den Fällen des § 57 b 
Abs. 2 bis 4 im Rahmen der Absätze 2 bis 6 aus- 
schließlich nach der vertraglichen Vereinba- 
rung. Sie muß kalendermäßig bestimmt oder be- 
stimmbar sein. 

(2) Ein befristeter Arbeitsvertrag nach § 57 b 
Abs. 2 Nr. 1 bis 4 und Abs. 3 kann bis zur Dauer 
von fünf Jahren abgeschlossen werden. Mehrere 
befristete Arbeitsverträge nach § 57 b Abs. 2 
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Nr. 1 bis 4 und Abs. 3 bei derselben Hochschule 
dürfen diese Höchstgrenze insgesamt nicht 
überschreiten. Ein befristeter Ar beits vertrag 
nach § 57 b Abs. 2 Nr. 5 kann bis zur Dauer von 
zwei Jahren abgeschlossen werden. 

(3) Auf die Höchstgrenze nach Absatz 2 Satz 1 
und 2 sind Zeiten eines befristeten Arbeitsver- 
trages nach § 57 b Abs. 2 Nr. 1 bis 4, soweit er 
Gelegenheit zur Vorbereitung einer Promotion 
gibt, nicht anzurechnen. 

(4) Wird bei Personal mit ärztlichen Aufgaben, 
das sich in der Weiterbildung zum Gebietsarzt 
befindet, die Anerkennung als Gebietsarzt in 
fünf Jahren nicht erworben, kann die Höchst- 
grenze nach Absatz 2 Satz 1 und 2 um die not- 
wendige Zeit für den Erwerb der Anerkennung 
als Gebietsarzt, höchstens bis zur Dauer von 
drei Jahren, überschritten werden. Zum Zwecke 
des Erwerbs einer Anerkennung für ein Teilge- 
biet oder einer Zusatzbezeichnung kann ein wei- 
terer befristeter Arbeitsvertrag bis zur Dauer 
von zwei Jahren vereinbart werden. Absatz 2 
Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Ein befristeter Arbeitsvertrag mit einer 
wissenschaftlichen Hilfskraft kann bis zur 
Dauer von vier Jahren abgeschlossen werden. 
Mehrere befristete Arbeitsverträge bei dersel- 
ben Hochschule dürfen diese Höchstgrenze ins- 
gesamt nicht überschreiten. Zeiten eines befri- 
steten Arbeitsvertrages als wissenschaftliche 
Hilfskraft, die vor dem Abschluß eines Studiums 
liegen, sind auf die Höchstgrenze nicht anzu- 
rechnen. 

(6) Auf die jeweilige Dauer eines befristeten 
Arbeitsvertrages nach § 57 b Abs. 2 bis 4 sind im 
Einverständnis mit dem Mitarbeiter nicht anzu- 
rechnen: 

1. Zeiten einer Beurlaubung, die für die Betreu- 
ung oder Pflege eines Kindes unter 18 Jahren 
oder eines pflegebedürftigen sonstigen Ange- 
hörigen gewährt worden ist, soweit die Beur- 
laubung die Dauer von zwei Jahren nicht 
überschreitet, 

2. Zeiten einer Beurlaubung für eine wissen- 
schaftliche Tätigkeit oder eine wissenschaft- 
liche oder berufliche Aus-, Fort- oder Weiter- 
bildung im Ausland, soweit die Beurlaubung 
die Dauer von zwei Jahren nicht überschrei- 
tet, 

3. Zeiten einer Beurlaubung nach § 8 a des Mut- 
terschutzgesetzes und Zeiten eines Beschäf- 
tigungsverbots nach den §§ 3, 4, 6 und 8 des 
Mutterschutzgesetzes, soweit eine Beschäfti- 
gung nicht erfolgt ist, und 

4. Zeiten des Grundwehr- und Zivildienstes. 

§57d 

Kündigung bei Wegfall von Mitteln Dritter 

Ein befristeter Arbeitsvertrag nach § 57 b 
Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 4 in Verbindung mit Abs. 2 


Nr. 4 kann, ohne daß es einer vertraglichen Kün- 
digungsregelung bedarf, gekündigt werden, 
wenn feststeht, daß die Drittmittel wegfallen 
werden, dies dem Mitarbeiter unverzüglich mit- 
geteilt wird und die Kündigung unter Einhal- 
tung der Kündigungsfrist frühestens zum Zeit- 
punkt des Wegfalls der Drittmittel erfolgt. 

§57e 

Privatdienstvertrag 

Für einen befristeten Arbeitsvertrag, den ein 
Mitglied einer Hochschule, das Aufgaben seiner 
Hochschule selbständig wahrnimmt, zur Unter- 
stützung bei der Erfüllung dieser Aufgaben mit 
einem aus Mitteln Dritter vergüteten Mitarbei- 
ter abschließt, gelten § 57 a Satz 2 und die §§ 57 b 
bis 57 d entsprechend. 

§57f 

Erstmalige Anwendung 

Die §§ 57 a bis 57 e sind erstmals auf Arbeits- 
verträge anzuwenden, die ab . . . (Datum des Ta- 
ges nach der Verkündung dieses Änderungsge- 
setzes) abgeschlossen werden.“ 

2. Dem § 70 wird angefügt: 

„(6) Für staatlich anerkannte Hochschulen 
gelten die §§ 57 a bis 57 f entsprechend.“ 

3. § 72 Abs. 1 zweiter Halbsatz erhält folgende Fas- 
sung: 

„die §§ 57 a bis 57 f und § 70 Abs. 6 gelten unmit- 
telbar.“ 


Artikel 2 

Gesetz über befristete Arbeitsverträge 
mit wissenschaftlichem Personal 
an Forschungseinrichtungen 

§1 

Befristung von Arbeitsverträgen 

Für den Abschluß von Arbeitsverträgen für eine 
bestimmte Zeit (befristete Arbeitsverträge) mit wis- 
senschaftlichem Personal und mit Personal mit 
ärztlichen Aufgaben an staatlichen Forschungsein- 
richtungen sowie an überwiegend staatlich oder auf 
der Grundlage von Artikel 91b des Grundgesetzes 
finanzierten Forschungseinrichtungen gelten § 57 a 
Satz 2 und die §§ 57 b bis 57 f des Hochschulrahmen- 
gesetzes entsprechend. 

§2 

Mittel Dritter 

Mittel Dritter nach § 1 in Verbindung mit § 57 b 
Abs. 2 Nr. 4, §§ 57 d und 57 e des Hochschulrahmen- 
gesetzes sind diejenigen finanziellen Mittel, die den 
Forschungseinrichtungen oder einzelnen Wissen- 
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schaftlern in diesen Einrichtungen über die von den 
Unterhaltsträgern zur Verfügung gestellten laufen- 
den Haushaltsmittel und Investitionen hinaus zu- 
fließen. 

§3 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 


Artikel 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft, 
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Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Wisniewski und Vogelsang 


1. Allgemeines 

Der vorliegende Gesetzentwurf wurde von der Bun- 
desregierung am 24. August 1984 dem Bundesrat 
vorgelegt; dieser beschloß seine Stellungnahme am 
5. Oktober 1984. Die Bundesregierung leitete den 
Entwurf zusammen mit ihrer Gegenäußerung am 8. 
November dem Deutschen Bundestag zu, der ihn in 
seiner 101. Sitzung am 15. November 1984 in erster 
Lesung beriet und an den Ausschuß für Bildung 
und Wissenschaft zur federführenden, den Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung und den Aus- 
schuß für Forschung und Technologie zur mitbera- 
tenden Behandlung überwies. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
den Gesetzentwurf in eine Öffentliche Sachverstän- 
digenanhörung zum Thema Beschäftigungsförde- 
rung und Teilzeitbeschäftigung einbezogen (vgl. das 
Stenographische Protokoll der 45. Sitzung des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung vom 16. Ja- 
nuar 1985, S. 119 ff.). In seiner mit Mehrheit (CDU/ 
CSU, FDP) beschlossenen Stellungnahme stimmt er 
dem Gesetzentwurf zu und erklärt eine zügige Ver- 
abschiedung für wünschenswert; im einzelnen ar- 
gumentiert er dazu wie die Mehrheit im federfüh- 
renden Ausschuß (s. u.). Die Minderheit im Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung hat den Gesetz- 
entwurf mit der unten dargestellten Argumentation 
der Minderheit im federführenden Ausschuß abge- 
lehnt. 

Der federführende Ausschuß für Bildung und Wis- 
senschaft hat auf eine Öffentliche Sachverständi- 
genanhörung unter Hinweis auf die Anhörung des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung und auf 
die vom federführenden Ausschuß selbst im Fe- 
bruar 1984 durchgeführte Anhörung zum Thema 
(vgl. Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Bildung und Wissenschaft zum Bericht 
der Bundesregierung zur Förderung der Drittmit- 
telforschung im Rahmen der Grundlagenforschung 
— Drucksache 10/1121) verzichtet. Er hat jedoch auf 
Antrag der Fraktion der SPD in nichtöffentlicher 
Sitzung vier Sachverständige aus dem Bereich des 
Arbeits- und des Verfassungsrechts zu den in der 
Öffentlichen und parlamentarischen Diskussion 
über den Gesetzentwurf aufgeworfenen verfas- 
sungsrechtlichen Fragen gehört (s. u. Abschnitt III 
des Berichts). 

Die SPD beantragte diese Anhörung, nachdem ihr 
Antrag abgelehnt worden war, der Anregung des 
mitberatenden Ausschusses für Forschung und 
Technologie folgend ein Rechtsgutachten zur Ver- 
fassungsmäßigkeit des Gesetzentwurfs einzuholen. 
Diese Anregung hatte der Forschungsaus schuß 
einstimmig beschlossen, nachdem er von sich aus 
Stellungnahmen der betroffenen Forschungsorga- 
nisationen und Gewerkschaften eingeholt hatte 
(Ausschußdrucksachen 220 a bis g des Forschungs- 


ausschusses); in seiner mitberatenden Stellung- 
nahme empfiehlt der Forschungsausschuß mit 
Mehrheit (gegen die Stimmen der SPD und der 
GRÜNEN), dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 


IL Beratung und Beschlußfassung im 
federführenden Ausschuß 

Die Mehrheit im federführenden Ausschuß für Bil- 
dung und Wissenschaft sieht ebenso wie die Mehr- 
heit im mitberatenden Ausschuß für Arbeit und So- 
zialordnung in befristeten Arbeitsverträgen mit 
wissenschaftlichem Personal an Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen ein unentbehrliches In- 
strument zur Erhaltung der Funktions- und Innova- 
tionsfähigkeit vor allem der Forschung, aber auch 
der Lehre, sowie zur kontinuierlichen Förderung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses. Die Durch- 
führung von spezifischen und zeitlich begrenzten 
Forschungsprojekten bedürfe einer flexiblen Perso- 
nalplanung. Befristete Arbeitsverhältnisse seien da- 
her im Bereich der Forschung nicht Ausnahmefall, 
sondern ein notwendiges und reguläres Instrument 
zur Erfüllung wissenschaftlicher Aufgaben in Hoch- 
schulen und Forschungseinrichtungen. Die Mehr- 
heit unterstreicht die in der Begründung des Ge- 
setzentwurfs ausführlich dargestellten Zielsetzun- 
gen, die mit der vorgesehenen Absicherung und Er- 
weiterung für Befristungsmöglichkeiten bei Ar- 
beitsverträgen in diesem Bereich verfolgt werden. 

Nach Auffassung der Mehrheit konnten diese Ziele 
bisher nicht erreicht werden, weil beim Abschluß 
befristeter Arbeitsverträge im Hochschul- und For- 
schungsbereich eine zunehmende Rechtsunsicher- 
heit eingetreten sei. Die Mehrheit verweist dazu auf 
die einmütige Erklärung der Hochschul- und Wis- 
senschaftsorganisationen in der Anhörung des Aus- 
schusses für Bildung und Wissenschaft vom Fe- 
bruar 1984 und in der Anhörung des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung im Januar 1985, nach 
denen ein dringender Regelungsbedarf bestehe. Da 
die zunächst angestrebte Vereinbarung der Tarif- 
parteien nicht zustande gekommen sei, müsse jetzt 
der Gesetzgeber handeln. Die vorgesehenen Rege- 
lungen enthielten eine sachgerechte Abwägung 
zwischen den Belangen der Hochschulen und For- 
schungseinrichtungen einerseits, der wissenschaft- 
lichen Mitarbeiter andererseits. 

Die Mehrheit verweist in diesem Zusammenhang 
auch darauf, daß der Gesetzentwurf Regelungen 
enthalte, die zugunsten des Arbeitnehmers von den 
Regelungen im geltenden Recht abwichen. Dies 
gelte insbesondere für die nach § 57 c Abs. 2 Satz 1 
und 2 festgelegte Höchstdauer von fünf Jahren für 
mehrere befristete Arbeitsverträge bei derselben 
Hochschule, die auch dann nicht überschritten wer- 
den dürfe, wenn die Arbeitsverträge auf verschie- 
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denen Gründen nach § 57 b Abs. 2 Nr. 1 bis 4 beruh- 
ten. Die Fünfjahresgrenze des Bundesangestellten- 
tarifs könne bei mehreren Zeitverträgen, die auf 
einem jeweils verschiedenen Sachgrund beruhen, 
demgegenüber überschritten werden. In der gegen- 
über dem geltenden Recht engeren Regelung des 
Gesetzentwurfs liege eine wesentliche Neuerung im 
Arbeitnehmerinteresse. Andererseits berücksich- 
tige die Auflockerung der Höchstgrenzen für befri- 
stete Arbeitsverträge durch Nichtanrechnung der 
Promotionszeit und einer zweijährigen Eingangsbe- 
schäftigung die Interessen des wissenschaftlichen 
Nachwuchses. 

Die Minderheit weist die Darstellung der Mehrheit 
zurück, es gehe darum, eine bestehende Rechtsun- 
sicherheit zu beseitigen. Rechtliche Klarheit be- 
stehe aufgrund der geltenden gesetzlichen und ta- 
rifvertraglichen Regelungen in ihrer Ausformung 
durch das Richterrecht schon jetzt; der Gesetzent- 
wurf ziele auf Änderungen dieses bestehenden 
Rechts. 

Die Minderheit hält den Gesetzentwurf auch nicht 
für geeignet, die Situation der wissenschaftlichen 
Mitarbeiter oder auch die Qualität der Forschungs- 
arbeit zu verbessern. Wissenschaftler, die in befri- 
steten Arbeitsverträgen beschäftigt seien und da- 
her die Gewißheit hätten, anschließend nicht weiter 
beschäftigt zu werden, würden sich bemühen, so 
schnell wie möglich eine dauerhaftere Beschäfti- 
gung außerhalb der Forschungseinrichtungen zu 
erreichen; dies werde sich im besonderen Maße bei 
den qualifizierten Nachwuchswissenschaftlern zei- 
gen. 

Die Minderheit rügt die nach ihrer Auffassung zeit- 
lich und sachlich unzureichende Beratung des Ent- 
wurfs im federführenden Ausschuß; dabei nimmt 
sie vor allem Bezug auf ihre Schlußfolgerungen aus 
der Sachverständigenanhörung (s. u.). 

Diesen Vorwurf weist die Mehrheit zurück. Der 
Prozeß der Meinungsbildung sei vielmehr unge- 
wöhnlich lange und gründlich betrieben worden; 
über mehr als ein Jahr hätten sich die Ausschußbe- 
ratungen zur Problematik erstreckt, und nicht we- 
niger als drei Anhörungen seien durchgeführt wor- 
den. 

In der Schlußabstimmung im Ausschuß für Bildung 
und Wissenschaft wurde der Gesetzentwurf mit den 
Stimmen der Mehrheit (CDU/CSU) und gegen die 
Stimmen der Minderheit (SPD) beschlossen; die 
Fraktion DIE GRÜNEN war bei der Schlußabstim- 
mung nicht vertreten. 


III. Die Sachverständigenanhörung 

Gegenstand der Anhörung im federführenden Aus- 
schuß war zum einen die Frage, ob es verfassungs- 
rechtlich zulässig ist, einer gesetzlichen Regelung 
den Vorzug vor einer tarifvertraglichen zu geben, 
wenn der Sachverhalt bereits tarifvertraglich gere- 
gelt ist, und ob gegen die im vorliegenden Gesetz- 
entwurf vorgesehenen Regelungen unter dem Ge- 
sichtspunkt der durch das Grundgesetz geschützten 


Tarifautonomie verfassungsrechtliche Bedenken 
bestehen. Eine zweite Fragestellung zielte darauf, 
ob der Gesetzentwurf von der Gesetzgebungskom- 
petenz des Bundes gedeckt ist oder nicht. 

Aus der Anhörung (vgl. im einzelnen das Stenogra- 
phische Protokoll der 37. Sitzung des Ausschusses 
für Bildung und Wissenschaft) haben Regierungs- 
fraktionen und Opposition unterschiedliche 
Schlüsse gezogen. 

Die Mehrheit sieht durch die Anhörung die verfas- 
sungsrechtliche Position bestätigt, die die Bundes- 
regierung in der Begründung ihres Gesetzentwurfs 
und in den Ausschußberatungen vertreten hat. Da- 
nach werde die Tarifautonomie durch die vorgese- 
henen Regelungen nicht verletzt. Das Grundgesetz 
schütze die Tarifautonomie in ihrem Kernbereich, 
aber nicht auch hinsichtlich aller regelbaren Berei- 
che des Arbeitslebens. Der Gesetzentwurf betreffe 
einen Bereich, der ohnehin durch Gesetz geregelt 
sei; davon gehe auch die arbeitsrechtliche Recht- 
sprechung zum Kündigungsschutz aus. Er schaffe 
das geltende Recht nicht ab, sondern ergänze es 
und knüpfe an den durch die Rechtsprechung ent- 
wickelten Grundsatz an, daß die Befristung eines 
Arbeitsvertrages eines rechtfertigenden Grundes 
bedürfe. Regelungen über die Zulässigkeit befriste- 
ter Arbeitsverträge spielten in den tariflichen Ver- 
einbarungen der privaten Wirtschaft kaum eine 
Rolle. Auch der Bundesangestelltentarif regele in 
seiner für das wissenschaftliche Personal geltenden 
Sonderregelung 2y nicht im einzelnen die Voraus- 
setzungen, unter denen Zeitverträge zulässig sind, 
sondern stelle lediglich auf die allgemeinen Be- 
griffe „sachliche oder in der Person des Angestell- 
ten liegende Gründe“ ab, die erst von der Recht- 
sprechung ausgefüllt worden seien. 

Die Regierungsfraktionen verweisen dazu auch auf 
das einmütige Votum des Rechtsausschusses des 
Bundesrates, nach dem der Gesetzentwurf unter 
dem Gesichtspunkt der Grundrechte, insbesondere 
der Artikel 3 Abs. 1, Artikel 5 Abs. 3, Artikel 9 und 
Artikel 12 Abs. 1 GG zu Bedenken keinen Anlaß 
gebe. 

Die Minderheit sieht sich demgegenüber in ihren 
verfassungsrechtlichen Bedenken bestätigt. Nach 
ihrer Auffassung hat die Anhörung gezeigt, daß die 
Frage, ob der Gesetzentwurf von der Gesetzge- 
bungskompetenz des Bundes gedeckt ist, nicht ein- 
deutig geklärt ist. Die Anhörung habe auch bestä- 
tigt, daß die vorgesehenen Regelungen einen 
schwerwiegenden Eingriff in die durch Artikel 9 
Abs. 3 GG geschützte Tarifautonomie darstellten. In 
einem Teilgebiet des Arbeitsrechts, das bisher 
durch tarifliche Vereinbarungen und deren Ausfor- 
mung durch die Rechtsprechung der Arbeitsge- 
richte geregelt sei — einem Bereich, in dem es um 
den Schutz der Arbeitnehmer gehe — , wolle nun 
der Bundesgesetzgeber Normen setzen. Damit 
wechsle der Bund seine Rolle: Bisher als Arbeitge- 
ber Tarifpartei, schlüpfe er nun in das Gewand des 
Gesetzgebers, weil ihm eine bestimmte tarifliche 
Regelung nicht mehr gefalle. Dies bedeute die Ab- 
schaffung der Tarifautonomie für einen gesell- 
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schaftlichen Teilbereich; damit aber werde der We- 
sensgehalt des durch Artikel 9 gewährleisteten 
Grundrechts auf Koalitionsfreiheit verletzt. Lasse 
man eine solche Entwicklung zu, so beseitige man 
im Ergebnis das Tarifvertragssystem für den öf- 
fentlichen Dienst; der öffentliche Arbeitgeber 
könne sich gegebenenfalls Vorbehalten, den Sach- 
bereich auf dem Weg der Gesetzgebung und mit 
anderem Ergebnis regeln zu wollen. Das Grund- 
prinzip des Tarifvertrags, Ausgewogenheit zwi- 
schen etwa gleich starken Verhandlungsparteien, 
sei damit beseitigt. 

Die Minderheit verweist dazu auch auf die in der 
Anhörung des Ausschusses für Arbeit und Sozial- 
ordnung abgegebenen und die dem Ausschuß für 
Forschung und Technologie vorgelegten Stellung- 
nahmen der Gewerkschaften. Erhebliches Gewicht 
legt die Minderheit in diesem Zusammenhang dar- 
auf, daß nach ihrer Auffassung die öffentlichen Ar- 
beitgeber keinen ernsthaften Versuch gemacht ha- 
ben, die aufgeworfenen Fragen auf der Basis des 
Tarifrechts zu lösen; Tarifverhandlungen im eigent- 
lichen Sinne habe es über eine Änderung der Son- 
derregelung 2y nicht gegeben. 

Die Minderheit ist davon überzeugt, daß der Gesetz- 
entwurf aufgrund der in der Diskussion aufgezeig- 
ten verfassungsrechtlichen Bedenken Gegenstand 
eines Verfahrens vor dem Bundesverfassungsge- 
richt werden wird. 

Die Kritik der Minderheit, der Bund als Arbeitge- 
ber habe ernsthafte Bemühungen um eine tarifver- 
tragliche Regelung seiner Begehren gar nicht ange- 
stellt, wird von der Mehrheit zurückgewiesen. In 
einer ersten Runde ab 1979, in einer zweiten ab 1982 
habe die Bundesregierung versucht, mit den zustän- 
digen Gewerkschaften über eine sachgerechte Än- 
derung der für diesen Bereich geltenden Bestim- 
mungen des BAT mit dem Ziel zu verhandeln, die in 
der Praxis der Hochschulen und Forschungsein- 
richtungen aufgetretenen Schwierigkeiten zu be- 
rücksichtigen. Dabei sei Einvernehmen nicht erzielt 
worden; die Gewerkschaften hätten zu erkennen 
gegeben, daß sie in diesem Bereich keinen Rege- 
lungsbedarf sähen. Sie seien daher zu förmlichen 
Verhandlungen nicht bereit gewesen. Dies geht 
nach Auffassung der Mehrheit auch aus einer Über- 
sicht über die Bemühungen der Arbeitgeberseite 
zur Änderung der SR 2y BAT in den gemeinsamen 
Manteltarifverhandlungen für Bund, Länder und 
Gemeinden hervor, die die Bundesregierung dem 
Ausschuß auf sein Verlangen vorgelegt hat (Aus- 
schußdrucksache 10/78). 

IV. Zu den Beschlüssen des Ausschusses 

In der vorliegenden Form entspricht der Entwurf 
der Fassung, die sich durch die Gegenäußerung der 
Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesra- 
tes ergibt; hinzu treten zwei von den Regierungs- 
fraktionen im Ausschuß vorgelegte Änderungsan- 
träge. Eine Änderung des politischen Regelungsin- 
halts des Entwurfs folgt aus den vorgenommenen 
Änderungen des Gesetzestextes nicht. Im folgenden 
werden die vom Regierungsentwurf abweichenden 
Beschlüsse des Ausschusses erläutert. 


Zu § 57 a (Befristung von Arbeitsverträgen) 

Entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates wird 
durch die Einfügung der Worte „sowie mit wissen- 
schaftlichen Hilfskräften“ der Anwendungsbereich 
der Vorschrift erweitert. 

Zu § 57 b (Sachlicher Grund für die Befristung) 

Die Überschrift wurde entsprechend dem Vorschlag 
des Bundesrates neu gefaßt; dadurch soll deutlich 
gemacht werden, daß eine gesetzliche Ausgestal- 
tung des Grundsatzes erfolgt, daß die Befristung 
von Arbeitsverträgen des sachlichen Grundes be- 
darf. 

Die Neufassung von Absatz 1 erstreckt den Grund- 
satz, daß die Befristung beim Vorliegen eines sach- 
lichen Grundes gerechtfertigt ist, auf das gesamte 
Personal nach § 57 a Satz 1; dies ist erforderlich, da 
die speziellen sachlichen Gründe der auf Vorschlag 
des Bundesrates neu gefaßten Absätze 2 bis 4 des 
§ 57 b ebenfalls für das gesamte in § 57 a Satz 1 ge- 
nannte Personal gelten. Im übrigen wird klarge- 
stellt, daß ein sachlicher Grund für eine Befristung 
in denjenigen Fällen auch künftig nicht erforderlich 
ist, in denen das Kündigungsschutzrecht nicht 
greift und deshalb dessen Umgehung nicht in Be- 
tracht kommt. 

Die Neufassung von Absatz 2 ist im wesentlichen 
eine Folgeänderung zu der vom Bundesrat auch aus 
systematischen Gründen vorgeschlagenen Neufas- 
sung des § 57 b des Regierungsentwurfs. § 57 b 
Abs. 4 des Regierungsentwurfs enthielt eine beson- 
dere Bestimmung für künstlerische Mitarbeiter 
und für Personal mit ärztlichen Aufgaben nach § 54; 
beide Personengruppen sind jetzt bereits durch 
§ 57 b Abs. 2 erfaßt. 

Absatz 3 entspricht im wesentlichen der vom Bun- 
desrat vorgeschlagenen Neufassung der Regelung 
in § 57 f des Regierungsentwurfs, deren Standort 
aus systematischen Gründen verändert wurde; die 
Einfügung des Wortes „auch“ nach dem Wort „liegt“ 
gleicht im übrigen die Regelung des Befristungstat- 
bestandes für Lektoren derjenigen für wissen- 
schaftliche oder künstlerische Mitarbeiter nach 
§ 57 b Abs. 2 (Einleitungssatz) an. 

Durch Absatz 4 werden auch für wissenschaftliche 
Hilfskräfte — entsprechend einem Vorschlag des 
Bundesrates — Befristungsgründe vorgesehen (vgl. 
dazu auch § 57 a Satz 1). 

Die Regelung in Absatz 5 erster Halbsatz entspricht 
der Bestimmung des § 57 b Abs. 2 Satz 2 des Regie- 
rungsentwurfs, deren Standort auf Vorschlag des 
Bundesrates aus systematischen Gründen verän- 
dert wurde. Die Ergänzung durch den zweiten Halb- 
satz dient der Klarstellung. 

Absatz 6 entspricht einer vergleichbaren Regelung 
in § 57 b Abs. 3 des Regierungsentwurfs. Gegenüber 
der Fassung des Regierungsentwurfs bezieht jetzt 
die auf Vorschlag des Bundesrates neu gefaßte Be- 
stimmung nur noch die Beschäftigung als wissen- 
schaftlicher Nachwuchs oder zur beruflichen Aus- 
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bildung in den Geltungsbereich der Vierjahresklau- 
sel ein. Nach § 57 b Abs. 3 des Regierungsentwurfs 
in Verbindung mit § 57 b Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des Re- 
gierungsentwurfs war demgegenüber grundsätzlich 
auch die Beschäftigung zur Fort- und Weiterbildung 
erfaßt. Gegen diese weitere Fassung spricht, worauf 
der Bundesrat in seiner Stellungnahme hingewie- 
sen hat, daß Fort- und Weiterbildung nach üblichem 
Begriffsverständnis nicht auf die ersten Jahre nach 
der letzten Hochschul- oder Staatsprüfung be- 
schränkt sind. 

Zu § 57 c (Dauer der Befristung) 

Absatz 4 entspricht zum Teil einer vergleichbaren 
Regelung in § 57 c Abs. 2 Satz 1 des Regierungsent- 
wurfs über die Dauer der Befristung bei Personal 
mit ärztlichen Aufgaben in der Weiterbildung. 
Diese Bestimmung ist auf Vorschlag des Bundesra- 
tes aus systematischen Gründen in einem neuen 
Absatz geregelt worden. Die auf Vorschlag des Bun- 
desrates aufgenommene ergänzende Bestimmung 
in Absatz 4 Satz 2 berücksichtigt, daß der Achtjah- 
reszeitraum häufig zu kurz ist, wenn die Facharzt- 
ausbildung um eine Teilgebiets- oder Zusatzbe- 
zeichnung ergänzt werden soll. 

Entsprechend wurde eine Bestimmung über die 
Dauer der Befristung für diese Arbeitsverträge auf- 
genommen (Absatz 5). 

Die vom Ausschuß auf Antrag der Regierungsfrak- 
tionen neu eingefügte Nummer 2 in Absatz 6 be- 
stimmt, daß auf die Dauer eines befristeten Arbeits- 
vertrages auch Zeiten einer Beurlaubung für eine 
wissenschaftliche Tätigkeit bzw. wissenschaftliche 
oder berufliche Aus-, Fort- oder Weiterbildung im 
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Ausland nicht anzurechnen sind, soweit die Beur- 
laubung die Dauer von zwei Jahren nicht über- 
schreitet. 

Absatz 6 Nr. 4 enthält die vom Bundesrat vorge- 
schlagene Ergänzung der auf die Dauer der Befri- 
stung nicht anzurechnenden Tatbestände. 

Zu § 57 d (Kündigung bei Wegfall von Mitteln Drit- 
ter) 

Die Neufassung der Überschrift entspricht dem 
Vorschlag des Bundesrates; sie dient der Klarstel- 
lung. 

Die Neufassung der Bestimmung dient teils der 
Klarstellung, teils ist sie Folgeänderung zur Neufas- 
sung des § 57 b. 

Zu § 57 e (Privatdienstvertrag) 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Einfügung der 
Worte „aus Mitteln Dritter vergüteter“ macht deut- 
lich, daß Privatdienstverträge nur zum Zwecke der 
Ausführung von Drittmittelvorhaben, dagegen 
nicht zur Erfüllung sonstiger Dienstaufgaben von 
Wissenschaftlern in Betracht kommen können. 

Zu § 57 f (Erstmalige Anwendung) und zum Arti- 
kel 4 (Inkrafttreten) 

Die Bestimmungen über die erstmalige Anwendung 
der neuen Regelungen und über das Inkrafttreten 
mußten auf den gegenüber dem Regierungsentwurf 
veränderten Zeitpunkt des Inkrafttretens abgestellt 
werden. 


Frau Dr. Wisniewski Vogelsang 

Berichterstatter 
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